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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Katzer, Mick, Dr. Müller-Hermann, Nordlohne, Dr. Hornhues, Ey, 
Eilers (Wilhelmshaven), Breidbach, Müller (Remscheid) und Genossen 


betr. Zusammenbruch des Bankhauses I. D. Herstatt 


Der Zusammenbruch des Bankhauses Herstatt in Köln hat eine 
große Zahl von Personen um ihre Ersparnisse für das Alter und 
die Wechselfälle des Lebens gebracht, zahlreiche Gewerbe- 
treibende - insbesondere des Mittelstandes — an den Rand einer 
Existenzkrise geführt, die Stadt Köln einen Teil ihres aus 
Steuermitteln erzielten Vermögens in Millionenhöhe gekostet 
und das Ansehen des deutschen Bankwesens im In- und Aus- 
land beeinträchtigt. 


Wir fragen daher die Bundesregierung: 

I. Vorklärung 

— Seit wann waren Bankenkreisen bzw. Insidern gewagte 
Devisen-Termingeschäfte der Herstatt-Bank bekannt? 

— Trifft die Äußerung des für den Devisenhandel zuständigen 
Angestellten Dattel zu, daß die Bank angesichts schlechter 
Resultate im normalen Einlagen- und Kreditgeschäft seit 
drei Jahren praktisch vom Devisengeschäft gelebt hat? War 
dies aus den veröffentlichten Bilanzen und aus den vorge- 
schriebenen Meldungen an die Landeszentralbank und das 
Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen erkennbar? Hätte 
nicht bereits diese Tatsache die Kreditaufsichtsbehörde und 
die Bundesbank zu Maßnahmen veranlassen müssen? 

— Wußten Bundesbank und Kreditaufsichtsbehörde von den 
gewagten Devisen-Termingeschäften der Herstatt-Bank (vgl. 
Äußerung Bundesbankpräsident Klasen auf dem Bankentag), 
und wenn ja, seit wann? Was wurde daraufhin unter- 
nommen? 

— Seit wann wußten Bundesbank und Kreditaufsichtsbehörde 
von den Unregelmäßigkeiten bei der Herstatt-Bank? 

— Trifft es zu, daß sich ausländische Banken bei Bundesbank- 
präsident Klasen über das Geschäftsgebaren der Herstatt- 
Bank im Devisenhandel unterrichtet haben und ggf. wann? 
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— Wie war es möglich, daß die im Auftrag der Kreditaufsichts- 
behörde vorgenommene Sonderprüfung durch einen renom- 
mierten Wirtschaftsprüfer im März 1974 den eingetretenen 
Verlust nicht festgestellt hat? Welche Auskünfte hat der 
Wirtschaftsprüfer von der Geschäftsleitung der Bank und 
vom Mehrheitseigner Gerling erhalten? Hat der Wirtschafts- 
prüfer die Richtigkeit der in Köln erhaltenen Auskünfte 
durch Rückfragen in internationalen Bankkreisen überprüft? 

— Entspricht die Äußerung von Herrn Dattel, die Geschäfts- 
führung habe einen steten Überblick über die Situation im 
Devisenhandel gehabt und seit März 1974 den Eintritt eines 
Verlusts von 400 Millionen DM gekannt, den Tatsachen? 
Was haben die Geschätfsführung der Bank und der Mehr- 
heitseigner Gerling daraufhin unternommen? 


II. Stützungs versuch 

— Wie war das Stützungsangebot für die Herstatt-Bank, welche 
Banken waren daran beteiligt, und warum wurde keine 
Einigung erzielt? Welche Personen waren in die Stützungs- 
verhandlungen eingeschaltet? Welche Vorschläge hat Herr 
Gerling gemacht? 

— Hätte eine Stützung nicht auch deshalb nahegelegen, nach- 
dem ähnliche Verluste bei öffentlich-rechtlichen Kreditinsti- 
tuten (Westdeutsche Landesbank, Hessische Landesbank) 
ausgeglichen wurden? 

— Warum wurden die öffentlich-rechtlichen Kreditinstitute und 
die Genossenschaftsbanken nicht an dem Stützungsversuch 
beteiligt? Warum nicht die Stadt Köln? 

— Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem Zusammen- 
hang das Verhalten von Bundesbank und Kreditaufsichts- 
behörde? 


III. Schließung 

— War eine Schließung der Herstatt-Bank unvermeidbar (Herr 
Poullain bezweifelt es)? 

— War die Schließung der Bank richtig terminiert? 

— Wann waren die Stützungs Verhandlungen gescheitert? 

— Warum war es nicht möglich, die Bank an einem Sonntag zu 
schließen und damit die voraussehbaren Komplikationen, 
die sich durch den Zeitunterschied gegenüber New York 
ergeben, zu vermeiden? 

— War es angesichts der Verflechtung der Bank im inter- 
nationalen Geschäft vertretbar, die Bank an einem Werktag 
mittags zu schließen? 

— Ist der Bundesregierung das Urteil der Banken in New York 
und London über die Schließung bekannt (zuerst Hilflosig- 
keit, dann ein Husarenstück, das weiteren Schaden ange- 
richtet hat) ? 
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IV. Verlust/Vergleichsquote 

— Wie hoch wird der Verlust sein, bzw. wann wird er an- 
nähernd bekannt sein? 

— Wie hoch wird die Verlustquote sein? 

— Wie viele Einleger sind betroffen? Wie viele Sparer? Wie 
viele Gewerbetreibende? 

V. Verluste der Stadt Köln 

— Wie hoch sind die Einlagen, wie hoch die Kredite der Stadt 
Köln bei Herstatt? Handelt es sich bei den Einlagen um 
Steuergelder, um Finanzzuweisungen des Bundes oder des 
Landes? 

— Zu welchen Bedingungen hatte die Stadt bei Herstatt ange- 
legt? 

— Wie hoch wird der voraussichtliche Verlust der Stadt Köln 
sein? 

— - Wie beurteilt die Bundesregierung die Konzentration der 
liquiden Mittel von Gebietskörperschaften bei einem einzel- 
nen Institut? 

VI. Härteregelung 

— Bis wann werden die Gläubiger der Herstatt-Bank mit einem 
Konto bis zu 20 000 DM befriedigt sein? 

— Nach welchen Kriterien erfolgen Auszahlungen aus dem sog. 
Härtefonds von Herrn Gerling? Ist an eine Aufstockung 
dieses Fonds gedacht? 

— Werden Vorabzahlungen geleistet und in welcher Höhe? 

— Wie sind die Möglichkeiten einer Durchgriffshaftung gegen 
den Mehrheitsanteilseigner Gerling? 

VII. Konsequenzen aus dem Herstatt-Zusammenbrudi 

— Ist eine größere solidarische Absicherung des deutschen 
Kreditgewerbes möglich, und wie sollte sie gestaltet sein? 

— Wie weit ist der Gedanke zur Bildung eines Konsortiums 
der deutschen Banken für solche Fälle gediehen? 

— Ist eine Änderung des Kreditwesensgesetzes notwendig und 
in welcher Weise? 

— Soll das Kreditaufsichtsamt mehr Vollmachten erhalten? 

— Ist eine gesetzliche Versicherung von Bankeinlagen 
realistisch? 

— Auf welches Maß (Limit) sollten Devisen-Termingeschäfte 
reduziert werden (Satz in Prozent des Eigenkapitals)? 


Bonn, den 1. August 1974 
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